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In Sachen

Beklagten und Revisionsklägerin;r

g e g e n %
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Kläger und Revisionsbeklagten,

\
!

hat der 2. Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 26. Juni 1958

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landessc—

zialgerichts Baden—Württemberg vom 14. Sep—

tember 1955 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger die Kosten des

Revisionsverfahrens zu erstatten.
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Am 25° September 1951, einem Sonntag, unternahmeh Betriebsangee
hörige der Firma Gritzner—Kayser AG. in KarlsruheeDurlach, unter

denen sich auch der hläger befand, eine Ausflugsfahrt nach Besige

heim° Dabei erlitt der Kläger einen Unfall} er stolperte im -„

Bahnhof Besigheim über eine Eisenbahnschiene, kam zu Fall und

zog sich eine Prellung der rechten Schulter mit Lähmung der

Axillarisnerven zuo
. ' ;

Den Anspruch des Klägers auf Entschädigung aus der gesetzlichen

/Uhfallversicherung lehnte die Beklagte durch Bescheid vom 16 Mai

V
1952 mit der Begründung ab, die Ausflugsfahrt haha nicht unter

Versicherungsschutz gestanden, weil sie nicht vom Unternehmer,

sondern vom Betriebsrat veranstaltet worden sei und eine Pflicht
zur Teilnahme nicht bestanden habe°

"Auf die Berufung des Klägers hat der Vorsitzende der Spruchkammer

des OberversieherungSamts (OVA„) Karlsruhe durch Voréntscheidung

'
vom 16, Januar 1953 den Bescheid der Beklagten aufgehoben und

diese verurteilt‚_den Anspruch des Klägers aus dem_Unfall vom

255 September 1953 dem Grunde nach anzuerkennen; als einmalige
vorläufige Leistung hat er die Zahlung von 100„— DM angeordnet.

Der hiergegen form— und fristgerecht eingelegte Bekurs der Be—
klagten, der nach & 215 Abs. 3 des Sozialgerichtngsetzes (SGS)

Vals Berufung vom
Landesversicherungsamt (LVamt) Württemberg—Ba—'„

den auf das Landessozialgericht'(LSG3) Baden—Württemberg überge—

gangen ist, hat keinen Erfolg gehabt. Das LSG. hat im Urteil vom

—14° September 1955 folgenden Sachverhalt festgestellt: Die Fahrt

Von KarlsruheeDurlach nach Besigheim und zurück wurde vom Be-.
triebsrat der Firma Gritzner—Kayser AG. mit Wissen und ausdrück—

licher Zustimmung der Bétriebeleitung vorbereitet und geleitet,

’ Sie wurde mit Sonderzügen der Deutschen Bundesbahn durchgeführt,

welche Transparente trugen mit der Aufschrift "Betriebsausflug

"der Firma Gritzner—Kayser AG. Durlach". Für die Betriebsangehö-
_

rigen bestand keine Pflicht zur Teilnahme. Von den 3020‘Beschäf— ”

tigten des Betriebes nahmen800 an der Fahrt teil, außerdem,
380‚Familienangehörige„ Am Ausflugsziel Besigheim wurden den
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!

Teilnehmern verschiedene Gaststätten zur Einnahme des Mittag—

essens zugewiesen, weil ein einziges Gasthaus die große Zahl

nicht hätte fassen können° Drei leitende Herren der Firma, Direk—

4tor Kxxixx Oberingenieur und Prokurist Exxxx und Betriebsleiter

Hxxxxxx nahmen in der Weise an der Veranstaltung teil‚daß sie die

Betriebsangehörigen in Besigheim für einige Stunden besuchten, um
dadurch ihre Verbundenheit mit der Belegschaft zum Ausdruck zu
bringen. Die Betriebsleitung gewährte einen Zuschuß von 4.000„— DM,

der ausschließlich den 800 Belegschaftsmitgliedern zugute kam. In

ähnlicher Weise war im Jahre vorher ein Betriebsausflug vom Be—

triebsrat durchgeführt worden. Sonstige Betriebsausflüge hatten in

beiden Jahren nicht stattgefunden.

Das LSG. hat die Ausflugsfahrt als eine unter dem Schutz der ge—
setzlichen Unfallversicherung stehende betriebliche Gemeinschafte—

veranstaltung angesehen. Es hat weiter geprüft, ob der Kläger_aus

dem Gesichtspunkt der Trumksnheit den Versicherungsschutz verloren

habe. Dies hat es verneint unter der Feststellung, der Kläger sei

zwar "angeheitert bzw. angetrunken" gewesen, es fehle jedoch an
hinreichenden AnhaltSpunkten dafür, daß er nicht mehr in der Lage

ewesen sei, sich ohne fremde Hilfe verkehrsgerecht zu bewegen.

„egen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfragen, über die zu

entscheiden war, hat das LSG. die Revision zugelassen.

Das Urteil des LSG. ist der Beklagten am 10. Oktober 1955 zuge—
stellt worden. Sie hat hiergegen am 29. Oktober 1955 Revision ein—

gelegt und diese am 15. November 1955 begründet. ‘

Die Revision greift vor allem die Rechtsauffassung des LSG. an, die

Ausflugsfahrt habe unter Versicherungsschutz gestanden. Hierzu führt

sie aus: Der Versicherungsschutz müsse schon deshalb versagt werden,

weil der Ausflug nicht von der Betriebsleitung veranstaltet worden

sei und zudem an einem Sonntag stattgefunden habe. Die Betriebs—
‘

leitung habe nicht einmal zur Teilnahme aufgerufen. Wenn ihre Billi«

gung genügen solle, so müsse man wenigstens fordern, daß sie die

Veranstaltung außerdem wesentlich gefördert habe. Das sei hier nicht

geschehen, denn der Betrieb habe die Unkosten nur in Höhe von 1.— DM

pro Kopf der Belegschaft getragen. Der festgestellte Sachverhalt

rechtfertige auch nicht die Annahme, daß die Veranstaltung von der
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Autorität der Betriebsleitung getragen worden sei. Dagegen spreche,

daß drei Viertel der Belegschaft der Fahrt ferngeblieben seien" Die

Fahrt habe nur unter der Autorität des Betriebsrats gestanden; dies

reiche zur Annahme des Versicherungsschutzes nicht aus. Die Bezug—
nahme des LSGo auf € 49 des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG),

gehe fehle Aus die3er Vorschrift lasse sich nichts darüber ent„

nehmen, was zur versicherten Betriebstätigkeit gehöre; sie setze

auch die Handlungen des Betriebsrats nicht denjenigen der Betriebs—

leitung gleich. Schließlich werde die Rechtsauffassung des LSG„

nicht dadurch gestützt, daß die beiden in den Jahren 1950 und 1951

vom Betriebsrat organisierten Ausflüge in dieser Zeit die einzigen
Gémeinschaftsveranstaltungen der Firma Gritzner—Kayser AG° gewesen

‚seien„ Es gebe weder ein Gesetz noch eine Übung, wonach jeder Be—'

trieb in jedem Jahre einen Betriebsausflug zu machen habe oder

macheo. ' " ‘

Ferner rügt die Revision, das LSG° sei der ihm obliegenden Pflicht;

den Sachverhalt von Amts wegen zu erforschen, nicht in ausreichene

dem Maße nachgekommenq Sie vermißt insbesondere Feststellungen das
über, wer die Sonderzüge der Bundesbahn bestellte, auf wessen Ver?

anlassung die Transparente angebracht wurden und ob die Betriebs—‚'

gleitung hiervon vorher unterrichtet war, nach welchem Schlüssel der

Zuschuß von 4;OOO„— DM errechnet wurde, welche Stellung die drei
_leitenden Herren, die an der Veranstaltung teilnehmen, im Betriebi'

bekleideten, ob die drei Herren als Vertreter der Betriebsleitungf;

oder aus Respekt vor dem Bäriebsrat an der Veranstaltung teilnah—

men, auf.Grund welches Auftrages der Betriebsleitung sie teilnah—l

man und wer für den Fall, daß es
beispielsweise

zu Sachbeschädi—-f

gungen in der Eisenbahn, zu Schlägereien; Zusammenrottungen oderfg

Sonstigen strafbaren Handlungen gekommen wäre, die Verantwortung

hierfür getragen hätteo

Schließlich rügt
die Revision, das LSG„ habe nicht ausreichend ge—

klärt, ob der Kläger im Hinblick auf seinen Zustand der Angetrun—
kenheit in der Lage gewesen sei, als Fußgänger am allgemeinen Ver—

kehr,
zumindest

auf dem Gelände der Bundesbahn, teilzunehmen.

Die Beklagte
beantragt,

_
unter Aufhebung der

Entscheidungen
des OVA° und des

LSG die Klage abzuwaiaen„g ‘ * ' 1

hilfsweise,f v
' das angefochtene Urteil auf2uheben und die

Sache

_ 5 _
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zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an die Vorinstanz zurückzuverweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er tritt dem Vorbringen der Revision unter Hinweis auf das enge—
fochtene Urteil und auf die Entscheidung des erkennenden Senats

vom22. August 1955 (BSG. 1 s. 179) entgegen. .'1‘

II

Die vom LSG. zugelassene. Revision ist nach 9 162 Abs. 1 Nr° 1

SGG statthaft, auch form—und fristgerecht eingelegt und begrün—

det worden; sie hatte jedoch keinen Erfolg. \

Der erkennende Senat hat bereits in dem angeführten Urteil vom
22. August 1955 entschieden, daß eine betriebliche Gemeinschafts—

veranstaltung, die dazu bestimmt ist, die Verbundenheit von Be-
triebsleitung und Belegschaft zu fördern, unter gewissen Voraus—

setzungen dem Betriebe zuzurechnen und deshalb die Teilnahme an

ihr einer Betriebstätigkeit gleichzusetzen ist. Die Revision tritt
dieser Auffassung im Grundsatz nicht entgegen, sie meint aber, die

hier zu beurteilende Ausflugsfahrt nach Besigheim sei keine dem
angeführten Zweck dienende Gemeinschaftsveranstaltung gewesen und ‘

es fehle auch an den weiteren besonderen Voraussetzungen des Ver—

sicherungsschutzes. Diese Angriffe gegen das angefochtene Urteil

sind nicht gerechtfertigt.

Die zu fordernde Zweckbestimmung der Veranstaltung ergibt sich

bereits aus der Feststellung des LSG., daß drei leitende Herren

des Unternehmens an der Veranstaltung teilgenommen hätten, um

ihre Verbundenheit mit der Belegschaft zum Ausdruck zu bringen.

Diese Feststellung ist verfahrensmäßig nicht zu beanstanden. Sie

beruht auf einer Auskunft der Firma G&kXXxxxx■xxxxx AG. und beant—

wortet die von der Revision zu Unrecht als ungeklärt bezeichnete

Frage, zu welchem Zweck die drei leitenden Herren an der Veranstal—

tung teilnahmen, eindeutig. Auch ihre Stellung im Betrieb ist mit

der Feststellung, daß es sich um einen Direktor, einen 0bérin—

genieur und Prokuristen sowie um einen Betriebsleiter gehandelt h3b(

hinreichend geklärt. Ob die drei Herren einen besonderen Auftrag

_
5 -
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der Betriebsleitung hatten, an dem Ausflug teilzunehmen und die

Betriebsleitung zu vertreten, brauchte das LSG. nicht zu erfora

sehen. Es lag zumindest im Rahmen der Befugnisse des Direktors
und des Prokuristen‚ bei einer Gemeinschaftsveranstaltung der Be—

‘ legschaft als Repräsentanten der Betriebsleitung aufzutreten;

einer besonderen Ermächtigung durch den Vorstand als den gesetz—

lichen Vertreter der Aktiengesellschaft bedurfte es hierzu nicht°

Kennzeichnend für die Zweckbestimmung der Veranstaltung waren
auch die Transparente an den Sonderzügen mit der Aufschrift "Be—

triebsausflug der Firma Gxxxxxxx■ixxXXquG.Durlach". Sie zeigten,

daß auch nach dem Willen des Betriebsrats, der ebensowohl als Re—

präsentant der Belegschaft wie auch für die Betriebsleitung auf—
trat, die Verbundenheit zwischen dem Unternehmen und der Beleg—

schaft gefördert werden sollte. Ob die Betriebsleitung über die

Anbringung der Transparente oder ähnliche Begleitumstände der

_Fahrt im einzelnen vorher unterrichtet war, ist rechtlich uner—
heblich; es genügt, daß der Betriebsrat sowohl bei der Vorberei—

tung als auch bei der Durchführung und Leitung der Veranstaltung

mit.der grundsätzlichen Billigung der Betriebsleitung handelte°

Für die Beurteilung der Zweckbestimmung der Veranstaltung ist es
auch ohne Bedeutung, ob die Betriebsleitung oder der Betriebsrat

die Sonderzüge bstellt hatte. Hieraus läßt sich allenfalls darauf

schließen, wer Veranstalter war. Da dies aber nicht streitig ist,

vielmehr feststeht, daß der Betriebsrat die Ausflugsfahrt veran—
staltet hat, bedurfte es auch in diesem Punkt keiner weiteren Er—

forschung des Sachverhalts. Auf die Zweckbestimmung der Veran—

staltung als einer solchen, die das Betriebsklima fördern sollte,

läßt auch der von der Betriebsleitung zur Verfügung gestellte Zu—

schuß von 4 000.- DM eindeutig schließen° ..1‘

—Bei einer dem angeführten Zweck
dienenden

Gemeinschaftsveranstal—

tung setzt ihre Gleichstellung mit einer Betriebstätigkeit - wie

der Senat bereits in BSG°1 S. 179 [7827 ausgeführt hat —weiter
voraus, daß sie vom Betriebsleiter selbst veranstaltet oder doch

von ihm gebilligt und gefördert wird und daß alle Betriebsange—

hörigen daran teilnehmen sollen. Der Senat hält an seiner Auf—

fassung, daß der Betriebsleiter nicht unbedingt selbst als Veran—

stalter auftreten muß, trotz der hiergegen gerichteten Angriffe

der Revision fest„ Die gegenteilige Auffassung würde nicht nur
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in vielen Fällen den Betriehäeiter überforderh, sondern auch die
Übung, die sich namentlich in großen Betrieben herausgebildet

hat, weitgehend außer acht lassen. Ist somit davon auszugehen,

daß der Betriebsleiter sowohl die Durchführung einer auf seine

Initiative zurückgehenden Gemeinechaftsveranstaltung einer an?
deren Person oder Personengruppe übertragen als auch sich damit

einverstanden erklären kann, daß eine von anderer Seite geplante

Veranstaltung als Gemeinechaftsveranstaltung des Betriebes durch—

geführt wird, so bestehen keine Bedenken-dagegen, den Betriebs—

rat als Veranstalter auftreten zu lassen. Wenn schon der Arbeit—

geber die Gemeinschaftsveranstaltung nicht selbst durchführen

%ann oder will, so ist der Betriebsrat als Repräsentant der Ar—

■eitnehmer hierzu geradezu berufen, naturgemäß unter der Voraus—

setzung, daß der Betriebsleiter damit einverstanden ist. Dies

läßt sich,was in den Ausführungen des LSG. mit Recht anklingt,

daraus herleiten, daß der Betriebsrat in Angelegenheiten die

sowohl das Wohl des Betriebes als auch der Arbeitnehmer angehen,

weitgehend zur Mitbestimmung berufen ist (55 49 ff. BetrVG).

Der Betriebsrat, der in solchen Fällen mit Billigung des Be—

triebsleiters handelt, tritt sowohl für diesen als auch für die
Arbeitnehmerschaft auf. Das der Betriebsrat der Gfiixxxxxänxxxxx

AG. die Ausflugsfahrt nach Besigheim mit Billigung der Be-

triebsleitung veranstaltet hat, ist vom LSG. ausdrücklich fest-

gestellt und von der Revision nicht in Zweifel gezogen worden.

Die nach der Rechtsprechung des Senats erforderliche Förderung

durch die Betriebsleitung liegt vor allem in der Gewährungeines
Zuschusses von 4.000.— DM, der sich für jeden Teilnehmer der Be—

legschaft in einer Zuwendung von 5.— DM auswirkte. Das LSG.

brauchte weder zu klären, nach welchem Schlüssel der Zuschuß be—

messen war, noch brauchte es zu prüfen, ob von einer nennens—

werten Förderung der Veranstaltung auch dann gesprochen werden

könnte, wenn sich alle Belegschaftsmitglieder an der Fahrt betei—

ligt hätten und demgemäß die Zuwendung an.én.Einzelnen nur wenig

mehr als eine DM betragen hätte. Selbst wenn der Betriebsleitung

im Zeitpunkt der Bewilligung des Zuschusses die Teilnehmerzahl

nicht bekannt gewesen sein sollte, ergab sich aus den Erfahrun-

gen einer im Jahre vorher in ähnlicher Weise durchgeführten Ver—

anstaltung, daß ein Betrag von 4.000.— DM als ein angemessener

Unkostenbeitrag gelten konnte.
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Der Ausflugsfahrt nach Besigheim ist der Charakter einer betrieb—

lichen Gemeinschaftsveranstaltung nicht deshalb abzusprechen, weil

nur 26,5 % der Belegschaft teilnahmen. Daß Teilnahmepflicht-nicht
gefordert werden darf, hat der Senat bereits in seiner Entschei—

dung vom 22, August 1955 (a.a.0.) ausgesprochen; es genügt, daß
die Veranstaltung für den gesamten Betrieb oder — unter gewissen
Umständen — für einen bestimmten Teil des Betriebes gedacht ist°
Allerdings wird man nicht jedem auch noch so geringen Teil einer

Belegschaft die Fähigkeit zusprechen können, sich zu seiner Ge“
meinschäftsveranataltung zusammenzufinden° Im v0rlicgendén Falle

war jedoch schon der Hundertsatz der Teilnehmer nicht unbedeutend,

vor allem aber war die absolute Teilnehmerzahl so hoch, daß keine

Bedenken bestehen, in ihr eine Gemeinschaft des Betriebes zu sehen.

Der Charakter einer Gemeinschaftsveranstaltung wurde auch nicht_

dadurchbeeinträchtigt, daß Familienmitglieder teilnehmen und die
Fahrt an einem Sonntag durchgeführt wurde, Auch insoweit hält der'

Senat an seiner im Urteil vom 22. August 1955 zum Ausdruck ge—

kommenen Auffassung fest. Ebenso, wie jede andere Betriebstätig—

keit nicht schon deshalb des Versicherungsschut2es entbehrt, weil

sie an einem Sonntag ausgeübt wird, gilt dies auch für eine einer

Betriebstätigkeit gleichzuerachtende Geneinschaftsveranstaltung°

Endlich hängt der Versicherungsschutz für eine betriebliche Gemein—

schaftsveranstaltung, wie der Senat im Urteil vom 22. August 1955
ausgeführt hat, davon ab„daß die Veranstaltung ton der Autorität

des Unternehmers getragen ist. Die Revision ragt zu Unrecht, daß
es im vorliegenden Falle an dieser Voraussetzung gefehlt habe°

Von der Autorität’des Unternehmers ist eine betriebliche Gemein—V
schaftsveranstaltung nicht nur getragen, wenn jener selbst oder '

— falls das Unternehmen eine Aktiengesellschaft ist — sonstige

leitende Personen anwesend sind, sondern auch zu einer Zeit, in

welcher der Unternehmer nicht zugegen ist, der Betriebsrat aber

die Veranstaltung leitet und dabei nicht oder nicht nur aus seiner

eigenen Machtstellung,‘sondern_imiEinvernehmen mit dem Unternehmer

und für diesen handelt. Deshalb war auch die Rückfahrt von Beeig—

heim nach Karlsruhe, auf welcher der Kläger verunglückt ist, von
der Autorität der Betriebsleitung der Firma Gritzner—Kayser AG. —'

und nicht etxva nur — wie die Revision meint — von der Autorität

des Betriebsrates getragen. Für die Beurteilung dieser versiche—>'

rungsrechtlichen Frage ist es unerheblich, wer bei Sachbeschädi—
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gungen und ähnlichen Gewalttätigkeiten die Verantwortung für

die Veranstaltung zu tragen gehabt hätte. Dieseletztere, von
der Revision aufgeworfene Frage ist eine vornehmlich auf dem

Gebiet des Strafrechts und des Haftpflichtrechts liegende

Rechtsfrage, deren Klärung die dem LSG. obliegende Erforschung

des Sachverhalts nicht zu dienen brauchte. Deshalb ist auch

die insoweit von der Revision erhobene Verfahrensrüge unbe—
gründet.

«‘
\

hiernach hat das LSG. im Ergebnis zu Recht angenommen, daß die

gemeinschaftliche Ausflugsfahrt von Angehörigen der Firma.

Gxxxxxxx■kxxxxx.AG. am 23. September 1951 dem Betrieb dieser

Firma zuzurechnen war und somit unter dem Schutz der gesetz—
' lichen Unfallversicherung stand. Deshalb ist es unerheblich,

ob das LSG. sich bei der rechtlichen Würdigung — was die Re—

vision beanstandet , auch auf den Umstand stützen durfte, daß

der Ausflug nach Besigheim im Jahre 1951 und ein Ausflug im

Jahre 1950 die einzigen Gemeinschaftsveranstaltungen der Fir—

ma Gxxxxxxxnkxxxxx.AG. in diesen beiden Jahren waren.
’

J 1
Der Kläger hat somit Anspruch auf Entschädigung aus der ge—

setzlichen Unfallversicherung, sofern er nicht — wie das LSG.

zutreffend ausgeführt hat — im Zeitpunkt des Unfalls infolge
Trumkénheit.unfähig

war, sich den Erfordernissen des Ver—

kehrs entsprechend zu bewegen. Nach den vom LSG. getroffenen

tatsächlichen Feststellungen ist zwar die von der Beklagten

behauptete Verkehrsuntüchtigkeit des Klägers nicht wider—
legt, andererseits fehlt es aber auch an hinreichenden An—

haltsPunkten dafür, daß der Kläger infolge Trunkenheit
‘

außerstande gewesen wäre, sich ohne fremde Hilfe an der Heim—

fahrt zu beteiligen bzw. als Fußgänger nach Hause zurückzu—

kehren. An die Feststellung des LSG.‚ daß nicht pssitiv ge—
klärt und auch nicht mehr aufklärbar sei, ob der Kläger ver—
kehrstüchtig oder verkehrsuntüchtig war, ist das Bundesso—

zielgericht gebunden (5 163 SGG). Die Bindung entfiele nur
dann, wenn die Revision in Bezug auf die getroffene Feststel—

lung zulässige und begründete Revisionsgründe vorgebracht hätte.

Dazu hätte es vor allem der Angabe von Beweismitteln bedarft
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(@ 164 Abs. 2 Satz 2 SGG), die geeignet gewesen wären, eine—

Verletzung der demLSG° obliegenden Pflicht zur Sachauf— .
'kläruhg darzutun. Solche Rügen hat die Revision jedoch .

nicht erhoben° Die somit bestehende und nicht schlicßbare

Lücke in der Erforschung des Sachverhalts hat das LSG.
_mit Recht zum Nachteil der Beklagten geWertét° Zwar ist ‘

grundsätzlich der ursächliche Zusammenhang zwischen der

unfallbringenden und der versicherten Tätigkeit ein an—
h'»i'

spruchsbegründendes Merkmal, dessen NichterwéislichkeitO

zu Lasten desjenigen geht, der hieraus ein Recht herlei—

tet (vgi; BSG„ in Soza‚‘see @ 128 Bi„ Da e Nr° 23; BSG„

vom31‚1o„1956; 4 RJ 267/55_)° Auchdie Verkehrsun—
tüchtigkeit wegen Trunkenheit betrifft den ur8ächlichen

Zusammenhang zwischen Unfall und versicherter Tätigkeit,

aber nicht im positiven, sondern im negativen Sinne; der

uréächliche Zusammenhangist im vorliegenden Falle au
hejaheh, wenn die Verkehrsuntüchtigkeit zu verneinen ist.
■ach der Auffassung des Senats handelt es sich hierbei

jedoch nicht um ein negatives Tatbestandsmerkmal‚ viel—

mehr ist_die Verkehrsuntüchtigkeit als sogenannte rechts—

hindernde Tatsache anzusehen° Dafür spricht, daß ohne

einen solchen Umstand alle für den Eintritt der Rechts—

folge notwendigen Tatbestandsmerkmale vorhanden wären und
nur ein der versicherten Tätigkeit fremdes Moment diese

'"irkung unterdrückt. Außerdem kann nicht unbeachtét blei—

ben, daß die Ausübung einer an sich versicherten Tätig—
keit unter Trunkenheit die Ausnahmedarstellt gegenüber,

der von Trunkenheit unbeeinflußten Beschäftigung. Hin—

sichtlich der réchtshindernden Tatsache.der Verkehrs—

untüchtigkeit trifft zwar den Versicherungsträger nicht
die Beweisführungspflicht, jedOch geht die Nichterweise

lichkeit einer solchen Tatsache—nach einem allgemeinen

Grundsatz des Prozeßrechts zu seinen Lasten, weil er sich

auf %ie Tatsache beruft (vglt'BraCkmann, Handbuch der

Sozialversicherung,Stand: 15.1.1958,Bd. I s. 2441;
Rosenberg‚ Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts,

7„'Auflo, s„ 482, 558)° ‚
'? ‘ >>1

.‘Ay

} ‘.
_?»
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Der Unfall des Klägers Vom 23. September 1951 ist somit

als Arbeitsunfall im Sinne des 5 342 der Reichsversicherungs-

ordnung anzusehen.

‚Die Revision der Beklagten war daher als unbegründet zurück—
zuweisen (@ 170 Abs. 1 SGG).

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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